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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


Trifft der Bericht von Herbert Lucht (Wien) in der 
Berhner Tageszeitung „Der Tagesspiegel" vom 
29. Januar 1986 zu, wonach mit österreichischer 
Hilfe zwei Flußkraftwerke an der Donau bei 
Gabdkovo (700 Megawatt) und Esztergom 
(140 Megawatt) gebaut werden sollen, wodurch 
„monströse Umweltschäden" durch Abholzung 
von 10 000 Hektar Anwald und Abmauerung der 
Donau mit bis zu 15 Meter hohen Uferdämmen 
entstehen würden? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 13. Februar 1986 

Der Bundesregierung sind die Pläne, bei Gabcikovo (CSSR) und Nagy- 
maros (Ungarn, flußabwärts von Esztergom) Staustufen zu errichten, 
bekannt. Das Donaustaustufensystem Gabdkovo-Nagymaros soll auf 
Grund eines Vertrages zwischen Ungarn imd der Tschechoslowakei aus 
dem Jahre 1977 bis 1995 in ungarisch-tschechoslowakischer Kooperation 
entstehen. 

Von ungarischer Seite wird der Bau der Stauanlage Nagymaros über- 
nommen. Der Ungarische Ministerrat hat am 15. August 1985 den 
Beschluß gefaßt, mit den Bauarbeiten zu beginnen und damit die vertrag- 
üch eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. 

Der Bau wird zu ca. 70 v. H. von einer österreichischen Firmengruppe 
imter Federführung der Donaukraftwerke AG durchgeführt werden. Die 
Kosten des Gesamtprojekts werden auf 8 Milliarden österreichische 
Schillinge (ca. 1 Milliarde DM) geschätzt. Österreich hat den Gesamtver- 
trag vorfinanziert, wobei die Finanzierung als Vorauszahlung für ungari- 
sche Stromheferungen betrachtet wird. 

Die Staufläche des Kraftwerkes Nagymaros zwischen den Hochwasser- 
dämmen bis nach Bratislava wird ca. 60 Quadratkilometer betragen mit 
250 Mühonen Kubikmeter Wasser. Zahlen über das Ausmaß der Abhol- 
zung und die Höhe der Flußdämme sind nicht bekannt. Die ökologischen 
Auswirkungen des Projektes wurden von ungarischer Seite untersucht. 
Ergebnisse hierzu sind der Bundesregierung nicht bekannt. 


1. Abgeordneter 
Boroffka 

(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung gegebenenfalls Mög- 

Boroffka Uchkeiten, etwa im Rahmen der Economic Com- 

(CDU/CSU) mission for Europe (ECE), der KSZE oder im 

direkten umweltpohtischen Dialog, diese „gna- 
denlose Vernichtung der Natur" zu verhindern? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 13. Februar 1986 

Die Bimdesregierung mißt der Umweltzusammenarbeit, insbesondere 
mit den osteuropäischen Staaten, im Rahmen der Economic Commission 
for Europe (ECE) und der KSZE hohe Bedeutung bei. Da es sich um 
multilaterale Gremien mit einer Vielzahl von beteüigten Staaten handelt, 
werden dort üb ergreifende, die Region als Ganzes betreffende Probleme 
behandelt. Eine Befassung dieser Gremien mit Fragen von bilateralen 
bzw. trilateralen Charakter erscheint nicht angebracht. 

Die Bundesrepubhk Deutschland ist im Verhältnis zu den geplanten 
Projekten an der Donau Oberheger. Es sind daher unmittelbare, mög- 
hcherweise schädhche Auswirkungen der Errichtung der genannten 


1 



Drucksache 10/5082 Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


Kraftwerke auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach jetziger 
Einschätzung nicht zu erwarten. Die Bundesregierung sieht derzeit keine 
Veranlassung, die Projekte in den direkten umweltpolitischen Dialog mit 
den beteüigten Ländern einzuführen. 


3. Abgeordneter 

Rusche 


(DIE GRÜNEN) 


Warum lag das Merkblatt des Auswärtigen Am- 
tes für die Schulbeihilfeförderung für frei ange- 
worbene deutsche Lehrer erst im August letzten 
Jahres für die Haushaltsjahre 1984/1985 und 
1985/1986 vor imd somit keine Zuschüsse mehr 
beantragt werden konnten, und gibt es eine 
Möglichkeit, die Antragsfrist für die betroffenen 
Schulen zu verlängern? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 18. Februar 1986 

Das Merkblatt über Berücksichtigung der Aufwendungen für frei ange- 
worbene deutsche Lehrer im Rahmen der Schulbeihüfe, das den durch 
Schulbeihüfe geförderten deutschen Auslandsschulen im August 1985 
zuging, stammte nicht vom Auswärtigen Amt, sondern von der Zentral- 
stelle für das Auslandsschulwesen, war aber vorher vom Auswärtigen 
Amt gebilhgt worden. Es konnte nicht versandt werden, solange nicht 
wesentiiche Einzelheiten der freien Anwerbung von Lehrern in der Bun- 
desrepubhk Deutschland mit anderen zuständigen Stellen, insbesondere 
mit dem Bimdesministerium der Finanzen, abgestimmt waren. Zu diesen 
Einzelheiten gehört beispielsweise die Höhe der berücksichtigungsfähi- 
gen Aufwendungen für den einzelnen Lehrer. 

Wenn in dem Merkblatt auch von dem Schuljahr 1984/85 die Rede ist, 
obwohl diesbezügliche Schulbeihilfeanträge im August 1985 nicht mehr 
gestellt werden konnten, so wird damit einem früheren Rundschreiben 
der Zentralstelle für das Auslandsschulwesen vom Jiüi 1984 Rechnung 
getragen, in dem auf die Möghchkeit zur freien Anwerbung von Lehrern 
in der Bundesrepubhk Deutschland bereits aufmerksam gemacht, aber 
noch nichts Endgültiges geregelt worden war. Schulen, die daraufhin auf 
eigenes Risiko schon im Schuljahr 1984/85 Lehrer angeworben hatten, 
sollten nachträghch in den Genuß der neuen Regelung kommen, sofern 
die in dem Merkblatt genannten Voraussetzungen Vorlagen und die 
erford erheben Haushaltsmittel zur Verfügung standen. 

Die Möghchkeit zur Berücksichtigung der Aufwendungen für frei ange- 
worbene Lehrer ist nicht auf die Schuljahre 1984/85 und 1985/86 
beschränkt. Anträge können weiterhin gesteht werden. 


4. Abgeordneter 

Rusche 


(DIE GRÜNEN) 


Kann man aus der Tatsache ersehen, daß beson- 
ders kleine Auslandsschulen durch diese Rege- 
lung vor imüberwindbare finanzieUe Probleme 
gesteht werden, daß diese Schulen finanzieU 
ausgetrocknet werden soUen? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 18. Februar 1986 

Ich vermag nicht zu erkennen, inwiefern kleine Auslandsschulen durch 
die Schulbeihilferegelung für frei angeworbene Lehrer vor finanzieUe 
Probleme gesteht werden. Diese Regelung bringt keine Beschränkungen, 
sondern eröffnet aUen durch Schulbeihüfe geförderten Schulen unabhän- 
gig von ihrer Größe zusätzliche Möglichkeiten. 
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5. Abgeordnete 

Frau 

Borgmann 

(DIE GRÜNEN) 


Bedeutet die Tatsache, daß Staatsminister 
Möllemann am 16. Januar 1986 im Deutschen 
Bundestag (Plenarprotokoll 10/187) auf die Fra- 
ge des Abgeordneten Dr. de With nach Beweisen 
bezüglich der Verwicklung Libyens in die Atten- 
tate auf die Flughäfen in Rom und Wien auf vom 
bevorstehenden Besuch des stellvertretenden 
US- Außenministers Whitehead am 20./21. Janu- 
ar 1986 erwartete neue Erkenntnisse verweist, in 
der Antwort vom 30. Januar 1986 (Plenarproto- 
koll 10/195) auf meine ähnlich gelagerte schrift- 
liche Frage solche Erkenntnisse aber nicht er- 
wähnt, daß auch von seiten der US-Regierung 
bisher keine konkreten Beweise für die Verwick- 
lung Libyens in diese Attentate der Bundesregie- 
rung zur Kenntnis gebracht wurden, und wie 
bewertet die Bundesregienmg auf diesem Hin- 
tergrund die US-amerikanischen Boykottmaß- 
nahmen und Androhimgen nülitärischer Gewalt- 
akte? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 18. Februar 1986 

Die Bundesregierung und die Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika sind sich in der Einschätzung der Bedrohung durch den interna- 
tionalen Terrorismus und der Notwendigkeit seiner Bekämpfung einig. 
Der stellvertretende US- Außenminister Whitehead hat bei seinem Besuch 
in Bonn die Bundesregierung davon unterrichtet, daß dem amerikani- 
schen Präsidenten Erkenntnisse vorlägen, die auf eine Unterstützung des 
nah östlichen Terrorismus durch Libyen hin weisen. Unabhängig von die- 
ser Information ist die Bundesregierung gemeinsam mit ihren europäi- 
schen Partnern und den USA von der Notwendigkeit enger Zusammenar- 
beit beim Kampf gegen den internationalen Terrorismus überzeugt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung Aussagen des 

Dr.-Ing. Kansy Niedersächsischen Ministers für Wirtschaft und 

(CDU/CSU) Verkehr (Presse-Info vom 2. Januar 1986), daß 

sich durch die neue TA Luft Wettbewerbsverfäl- 
schungen durch unterschiedliche Subventions- 
praktiken einzelner Bundesländer entwickeln 
würden? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 17. Februar 1986 

Die Bundesregierung hat nach über zweijähriger gründlicher Vorberei- 
tung, an der auch die Länder intensiv beteiligt worden sind, am 24. Juh 
1985 eine grundlegende Reform der Luftreinhaltevorschriften für die 
Industrie durch eine Neufassung der TA Luft verabschiedet. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 18, Oktober 1985 über 70 Ände- 
rungen vorgeschlagen, die überwiegend redaktioneller Art sind; das 
Konzept der Bundesregierung mit scharfen Grenzwerten und umfassen- 
der Altanlagensanierung wurde bestätigt. Bei den materiellen Änderun- 
gen hat der Bundesrat einige Ab Schwächungen, überwiegend aber Ver- 
schärfungen gefordert. Diese konnten weitgehend übernommen werden. 
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Einigen Vorschlägen konnte die Bundesregierung wegen ihrer Auswir* 
kungen insbesondere auf den Mittelstand bei ihrer erneuten Beschlußfas- 
sung am 29. Januar 1986 nicht zustimmen. 

Vor diesem Hintergrund sehe ich für die zitierten Befürchtungen des 
Niedersächsischen Ministers für Wirtschaft und Verkehr keinen Anlaß 
mehr. 


7. Abgeordneter 

Schäfer 

(Öffenburg) 

(SPD) 


8. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 17. Februar 1986 

Die von Ihnen dargestellte Regelung, die im Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestages ohne Gegenstimmen (vgl. Beschlußempfehlimg und 
der Bericht des Innenausschusses vom 15. Juni 1984 - Drucksache 10/ 
1619) beschlossen worden ist, beruht darauf, daß Teüzeitbeschäftigung 
imd Beurlaubung gnmdsätzhch den ohne diesen Fehlzeiten sich erge- 
benden Ruhegehaltssatz mindern, denn der Beamte hat ab Eintritt in das 
Beamtenverhältnis bis zum Versorgungsfall seine Arbeitskraft dem 
Dienstherm in vollem Umfang zur Verfügung zu stellen. 

Die Bundesregierung hat dieser vom Bundesrat initiierten Neuregelung 
im Ge setzgebungsverf ähren zugestimmt, weü sie der Meinung ist, daß 
die vorgesehene Regelung einen gangbaren Mittelweg zwischen einem 
arbeitsmark tpohtisch erwünschten Anreiz zur Teüzeitbeschäftigung oder 
Beurlaubung und der unabwendbar notwendigen Kostenbegrenzung 
darstellt sowie versorgungsrechtiich geboten erscheint. 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung gebeten, bis zum 
1. Juni 1986 über die Auswirkungen des Gesetzes vom 25. Juli 1984 zu 
berichten. In diesem Bericht wird auch zum Versorgungsabschlag und zu 
den arbeitsmarktpolitischen Auswirkungen näher Stellung genommen 
werden. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die seit 
dem 1. August 1984 geltenden Teüzeit- und Be- 
urlaubungsregelungen zu dem Ergebnis führen, 
daß unter Umständen ein Beamter, der mehr und 
länger gearbeitet hat als ein anderer, dennoch 
einen geringeren Ruhegehaltssatz erhält, und 
welche Konsequenzen wird sie ziehen? 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine Überprüfung der seit dem 1. August 1984 
geltenden Teüzeit- und Beurlaubungsregelun- 
gen unter arbeitsmarktpohtischen Gesichts- 
punkten sinnvoU ist, und welche Konsequenzen 
wird sie gegebenenfaUs ziehen? 


9. Abgeordneter 

Bemrath 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die seit 
1. August 1984 geltenden Versorgungsabschlä- 
ge bei Teüzeitbeschäftigung und Beurlaubung 
von Beamten dazu führen, daß z. B. ein Beamter 
nach 26 Jahren anrechenbarer Dienstzeit und 
sechs Jahren Beurlaubung einen geringeren Ru- 
hegehaltssatz erreicht als ein Beamter, der ledig- 
hch eine anrechenbare Dienstzeit von 22 Jahren 
hat, und ist die Bundesregienmg der Auffassung, 
daß diese Regelung mit verfassungs- und beam- 
tenrechtlichen Grundsätzen im Einklang ist? 
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Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 17. Februar 1986 

In dem von Ihnen angeführten Beispielfall führt die Regelung des § 14 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 Beamtenversorgimgsgesetz dazu, daß der län- 
gerdienende Beamte einen um einen halben Prozentpunkt geringeren 
Ruhegehaltssatz erreicht. Dieses Ergebnis beruht darauf, daß Teüzeitbe- 
schäftigung und Beurlaubung grundsätzlich den ohne diese Fehlzeiten 
sich ergebenden Ruhegehaltssatz mindern, denn der Beamte hat ab 
Eintritt in das Beamten Verhältnis bis zum Versorgungsfall seine Arbeits- 
kraft dem Dienstherrn in vollem Umfang zur Verfügung zu stellen. 


10. Abgeordneter 

Bernrath 

(SPD) 


Ist der Bxmdesre0ening bekannt, daß die Aus- 
wirkungen des Versorgungsabschlages nach 
dem „Fünften Gesetz zur Änderung dienstrecht- 
licher Vorschriften" vom 25. Juli 1984 im Einzel- 
fall erst zum Zeitpunkt der Pensionierung, nicht 
aber zum Zeitpunkt der Entscheidung über Be- 
urlaubung und Teüzeitbeschäftigung, feststell- 
bar sind, tmd ist die Bxmdesregierung der Auf- 
fasstmg, daß diese Regelung mit beamtenrechtli- 
chen Grundsätzen und mit der arbeitsmarktpoli- 
tischen Zielsetzimg des Gesetzes im Einklang 
ist? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 17. Februar 1986 


Die Höhe des erreichten Ruhegehaltssatzes ist in der Regel erst zum 
Zeitpunkt der Zurruhesetzung eines Beamten genau feststellbar. Der 
Versorgungsabschlag ist bei gleichlanger Teüzeitbeschäftigung oder 
Beurlaubung um so geringer, je länger der Beamte dem Dienstherm seine 
volle Arbeitskraft zur Verfügung gestellt hat. Gegebenenfalls entfällt er 
ganz. 

Die Bundesregierung hat dieser vom Bundesrat initiierten Neuregelung 
im Gesetzgebungsverfahren zugestimmt, weü sie der Meinung ist, daß 
die vorgesehene Regelung einen gangbaren Mittelweg zwischen einem 
arbeitsmarktpolitisch erwünschten Anreiz zur Teüzeitbeschäftigung oder 
Beurlaubung und der unabwendbar notwendigen Kostenbegrenzung 
darsteUt sowie versorgungsrechtlich geboten erscheint. 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierimg gebeten, bis zum 
1. Juni 1986 über die Auswirkungen des Gesetzes vom 25. Juli 1984 zu 
berichten. In diesem Bericht wird auch zum Versorgungsabschlag Stel- 
lung genommen werden. 


11. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Welche Mindestanforderungen an Deponieanla- 
gen (Grundwasserschutz, Bodenbeschaffenheit 
usw.) müssen erfüUt sein, bevor die zuständigen 
Behörden die Ablagerung von Rauchgas0ps ge- 
nehmigen dürfen? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 14. Februar 1986 


Anforderungen an die Ablagerung von Rauchgasgipsen werden von den 
zuständigen Landesbehörden in den jeweiligen PlanfeststeUungs- bzw. 
Genehmigungsverfahren festgelegt. Eine bundeseinheitliche Regelung 
ist im Zuge der Technischen Anleitung AbfaU zu erwarten, für die im 
Entwurf der Bundesregierung zur Vierten NoveUe des AbfaUbeseiti- 
gungsgesetzes eine Ermächtigung vorgesehen ist. Die Arbeiten zur Tech- 
nischen Anleitung AbfaU wurden bereits aufgenommen. 
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12. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 14. Februar 1986 

Verbindliche Zahlenangaben für das Jahr 1985 hegen der Bundesregie- 
nmg nicht vor. Nach Auskunft der Industrie sind die angefallenen Rauch- 
gasgipse bis auf ca. 30 000 Tonnen verwertet worden. Die technischen 
Probleme bei der Verwertung konnten gelöst werden. Die deponierten 
Rauchgasgipse stammen aus einigen älteren Abgasentschwefelungsanla- 
gen. Nach vorhegenden Informationen ist geplant, diese Abgasentschwe- 
felimgsanlagen umzurüsten, so daß zukünftig auch hier verwertbare 
Rauchgasgipse anfaUen. 

Da Rauchgasgipse verstärkt in der kalten Jahreszeit anfaUen, Baugipse 
aber vermehrt in der warmen Jahreszeit verarbeitet werden, kann teü- 
weise eine Zwischenlagenmg notwendig werden. 


Welcher Anteü der 1985 aus der Rauchgaswä- 
sche angefaUenen 200 000 Tonnen Gips wurde 
deponiert und verwertet, und welche Probleme 
haben sich dabei ergeben? 


13. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 
(SPD) 


Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Auffassung, 
daß die ab 1988 bzw. 1995 aus den Entschwefe- 
limgsanlagen der Kraftwerke anfaUenden 
3,9 Milhonen Tonnen Gips verwertet werden 
können imd keine Deponieprobleme entstehen, 
auch unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 
z. B. die Produktion von Bau0ps bereits 1985 um 
mehr als 25 v. H. zurückgegangen ist und die 
Gips- und Gipsbauplattenindustrie die zu erwar- 
tende Menge an Rauchgasgips aus steinkohle- 
imd braunkohlebefeuerten Kraftwerken wesent- 
hch höher einschätzt als die Bundesregienmg, 
nämhch auf ca. 6 Milhonen Tonnen jährhch? 


14. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Welche konkreten Vewertungsmöghchkeiten 
außerhalb des Baubereichs werden heute schon 
reahsiert, und welcher Anteü des Rauchgascfip- 
ses wird nach Einschätzung der Bundesregie- 
rung ab 1990 in diesen Verwertungsbereichen 
Verwendung finden? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 14. Februar 1986 

Die Bundesregienmg legt im Rahmen ihrer Umweltpohtik Emissions- 
grenzwerte nach dem Stand der Technik fest, nicht aber die Verfahren, 
mit welchen diese erreicht werden können. Die Industrie legt auf diesen 
Ermessensspielraum Wert, da auf diese Weise Wettbewerb und Innova- 
tion gefördert werden. 

Die Bundesregienmg hat durch Förderung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben dafür gesorgt, daß den Betrieben von Großfeue- 
nmgsanlagen eine breit gefächerte Palette von Entschwefelungsverfah- 
ren zur Verfügung steht. Es ist Aufgabe eines Unternehmens, bei der 
Auswahl eines Entschwefelungsverfahrens auch die Verwendbarkeit der 
anfallenden Produkte in die Prüfung miteinzubeziehen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist trotz des Rückgangs der Bau- 
gipsproduktion im Jahre 1985 zu erwarten, daß ein Großteü des Natur- 
cfipses durch Rauchgasgips substituiert werden kann, so daß Deponiepro- 
bleme vermieden werden können. 
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Nennenswerte Verwertungsmöglichkeiten bestehen heute im Baube- 
reich und bei der Zementerzeugung. Die Industrie sieht aber aussichtsrei- 
che Möglichkeiten, zukünftig neue Anwendungsbereiche, z. B. als Berg- 
baumörtel, Fließestrich, zur Herstellung von Gipsspanplatten und in der 
Füllstoffindustrie zu erschließen. Entsprechende Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben sind angelaufen bzw. in Vorbereitung. Eine Püotan- 
lage zur Herstellimg von Bergbaumörtel wird zur Zeit errichtet und soll 
Mitte 1986 ihren Betrieb aufnehmen. 


15. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Aussagen 
des Staatssekretärs a. D. Dr. Hartkopf anläßlich 
der 27. beamtenpolitischen Tagung des Deut- 
schen Beamtenbundes (DBB) am 8. Januar 1986, 
denen zufolge der Bundesverband Bürgerinitia- 
tiven Umweltschutz (BBU) auf Veranlassung der 
Verwaltung gegründet und als deren „umwelt- 
politischer Kampfverband" (Zitat) benutzt 
wurde? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 17. Februar 1986 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es nicht Aufgabe der Ver- 
waltung ist, die Gründung von Umweltschutzverbänden zu veranlassen 
und sie als „umweltpolitische Kampf verbände" zu benutzen. 


16. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 17. Februar 1986 

Zur finanziellen Förderung von „Maßnahmen und Verbänden und sonsti- 
gen Vereinigungen auf dem Umweltgebiet" sieht der Bundeshaushalt in 
Kapitel 0628 Titel 685 17 die Möglichkeit der Gewähnmg von Zuschüs- 
sen vor. Nach den Erläuterungen zu diesem Titel sollen „Maßnahmen 
von Verbänden und sonstigen Vereinigungen gefördert werden, die 
geeignet sind, die Diskussion über Fragen des Umweltschutzes zu ver- 
sachhchen, das Umweltbewußtsein breiter Schichten der Bevölkerung zu 
stärken und Sachverstand in Umweltfragen auch außerhalb der öffentii- 
chen Verwaltxmg zu entwickeln (Projektförderung)". 

Ob im Zusammenhang mit der 1972 erfolgten Gründung des Bundes- 
verbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) organisatorische imd 
finanzielle Mittel der Verwaltung eingesetzt worden sind, konnte noch 
nicht abschheßend geprüft werden. 


Welche organisatorischen und finanziellen Mit- 
tel der Verwaltung wurden eingesetzt, um den 
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU) zu infornüeren, imd welche Beamte 
(Dienststellenbezeichnung) waren hieran betei- 
ligt? 


17. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die von Staatssekre- 
tärs a. D. Dr. Hartkopf anhand konkreter Bei- 
spiele beschriebene Praxis, umweltpolitische 
Entscheidimgen des Parlaments, der Regierung 
und der Gerichte durch die überlegenen Mittel 
der Verwaltung planmäßig zu beeinflussen, mit 
dem Verfassungsprinzip der Gewaltenteüung 
und den Grundsätzen des Berufsbeamtentums 
für vereinbar, und welche Maßnahmen hat sie 
getroffen, um solche Vorgänge für die Gegen- 
wart auszuschließen? 
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Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 17. Februar 1986 

Die Bundesregierung sieht das Prinzip der Gewaltenteilung durch die 
hier behaupteten Aktivitäten schon deshalb nicht beeinträchtigt, weil sie 
der Exekutive als solcher nicht zugerechnet werden können. 

Das Berufsbeamtentum ist als Teil der Exekutive an Recht und Gesetz 
gebunden. Ein A0eren außerhalb des verfassungsmäßig vorgegebenen 
Rahmens wäre mit den Aufgaben und den Grundsätzen des Berufsbeam- 
tentums nicht vereinbar. Hieran hatten und haben sich alle Beamten zu 
halten. 


Liegen der Bundesregierung Kenntnisse vor, 
nach denen der Verein zur Bekämpfung und 
Verminderung von Einwegverpackungen e. V. 
mit Sitz in Düsseldorf, in dessen Beirat sich 
Staatssekretär a. D. Dr. Hartkopf seit seinem 
Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst betä- 
tigt, ebenso wie der Bundesverband Bürgerin- 
itiativen Umweltschutz (BBU) auf Veranlassung 
und mit Unterstützung der Verwaltung gegrün- 
det wurde? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 17. Februar 1986 

Der Bundesre0erung ist nicht bekannt, daß der Verein zur Bekämpfung 
und Vernündenmg von Einwegverpackungen e. V. nüt Sitz in Düsseldorf 
auf Veranlassung und mit Unterstützung der Verwaltung gegründet 
worden sei. 


18. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


19. Abgeordneter 
Seesing 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe gibt es für oder gegen eine straf- 
rechtliche oder zivürechtliche Regelung der Ste- 
rilisation geistig Behinderter und nicht einwilli- 
gungsfähiger Personen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 13. Februar 1986 

Die Befürworter einer Regelung der Sterilisation geistig Behinderter und 
nicht einwilligungsfähiger Personen machen vor allem geltend: 

Zur erwünschten und anzustrebenden Eingliederung von geistig Behin- 
derten gehöre auch, daß diesen ermöglicht werden müsse, partnerschaft- 
liche Beziehungen untereinander aufzunehmen; dabei sei jedoch ein 
Schutz vor nicht zu verantwortender Elternschaft, und zwar in Gestalt der 
Sterilisation, zu gewährleisten, da diese Personen regelmäßig unfähig 
sind, andere Mittel der Empfängnisverhütung anzuwenden. 

Gegen eine Regelung, die darauf hinausläuft, eine vertretungsweise 
Einwilligung in die Sterilisation eines geistig Behinderten zuzulassen, der 
selbst nicht wirksam einwilligen kann, spricht vor allem: 

- Bei der Zeugungsfähigkeit eines Menschen handelt es sich um ein so 
höchstpersönliches Rechtsgut, daß darüber auch der Staat ohne Ein- 
willigung des Betroffenen nicht verfügen darf. 
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- Jeder Einstieg in die Sterilisation einwilligungsunfähiger geistig 
Behinderter birgt, auch wenn die Genehmigung des Vormundschafts- 
gerichts vorgesehen würde, die Gefahr des Mißbrauchs in sich. 

— Die Diskussion um die gesetzliche Zulassung der Sterilisation einwilli- 
gungsunfähiger geistig Behinderter reißt historische Wunden auf 
(Stichwort: Zwangssterilisation in der NS-Zeit). 

Mit ähnlichen Erwägungen ist schon in der Begründung des Regierungs- 
entwurfs eines Fünften Gesetzes zur Reform des Strafrechts - 5. StrRG - 
Drucksache Vl/3434, S. 41) die Schaffung einer Vorschrift abgelehnt 
worden, durch die die Sterüisation schwachsinniger Frauen zugelassen 
werden sollte. Dort ist auch auf den Gesichtspunkt hingewiesen worden, 
daß neue Methoden der ärztlichen Behandlung in der Entwicklung seien, 
die möglicherweise manchen Patienten die zur Zeit fehlende Einwilli- 
gungsfähigkeit zurückgeben oder neu verschaffen könnten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


20. Abgeordneter Geht die Bundesregierung davon aus, daß für die 

Kirschner ab 31. Dezember 1992 vorgesehene Vollendung 

(SPD) des EG-Binnenmarktes eine Harmonisierung im 

Sinne einer Angleichung der Sätze der Umsatz- 
steuer, insbesondere des Normalsatzes, erforder- 
lich ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 18. Februar 1986 

Die EG -Kommission hält in ihrem Weißbuch zur Vollendung des Binnen- 
marktes, das sie dem Europäischen Rat für seine Tagung am 28. /29. Juni 
1985 vorgelegt hat, eine Angleichung der Umsatzsteuersätze in den 
Staaten der EG für erforderlich. Innerhalb der Bundesregierung werden 
zur Zeit die Voraussetzungen und Möglichkeiten einer solchen Harmoni- 
sierung geprüft. Eine von den EG -Finanzministem eingesetzte Arbeits- 
gruppe untersucht unter anderem die Frage, ob der Binnenmarkt auch 
ohne eine derartige Steuersatzangleichung verwirklicht werden kann. 
Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, vor einer abschließenden 
Äußerung die Ergebnisse dieser Untersuchungen abzuwarten. 

21, Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung ihre VorsteUun- 

Kirschner gen über die Beseitigung der von der EG-Kom- 

(SPD) mission zur Abschaffung vorgeschlagenen Ver- 

brauchsteuem deutlich machen und in die Be- 
ratungen der EG -Mitgliedsländer einbringen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfel^e 
vom 18. Februar 1986 

Die EG-Kommission schlägt in ihrem Weißbuch zur Vollendung des 
Binnenmarktes vor, daß die Mitgliedstaaten bis Ende 1992 - abgesehen 
von den gemeinsamen Verbrauchsteuem auf alkoholische Getränke, 
Tabakwaren und Mineralöle - alle anderen Verbrauchsteuem abschaf- 
fen, soweit diese Verzerrungen im Funktionieren des gemeinsamen 
Marktes vemrsachen würden. In der Bundesrepublik Deutschland 
könnte sich hiernach die Frage der Abschaffung der Steuern auf Kaffee, 
Tee, Zucker, Salz, Leuchtmittel (jährliche Einnahmen insgesamt mnd 
2 000 MiUionen DM) stellen. Vorschläge zur Abschaffung von Ver- 
brauchsteuem will die EG-Kommission nach ihrem Zeitplan erst zwi- 
schen 1987 und 1989 vorlegen. Eine Stellungnahme zu der von Ihnen 
gestellten Frage wäre daher verfrüht. 
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22. Abgeordneter Ist der Bundesniinister der Finanzen, Dr. Stol- 

Poß tenberg, der Auffassung, daß die - aus einer 

(SPD) angeblich bis 1992 unvermeidlichen Mehrwert- 

steuererhöhung zur Vollendung des gemeinsa- 
men Marktes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land - entstehenden Mehreinnahmen in vollem 
Umfcuig dazu verwendet werden müßten, um 
Steuerentlastungen an anderer Stelle oder aber 
Steuerausfälle aus anderen Maßnahmen auszu- 
gleichen (vgl. SZ vom 31. Mai 1985)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 18. Februar 1986 


Nach den Vorstellimgen der EG-Komnüssion sollen die Umsatzsteuer- 
sätze in den Staaten der EG bis 1992 einander angeglichen werden. 
Sofern es dazu kommt, wird die Bundesregierung nachdrückhch für die 
Angleichxmg auf einem möghchst niedrigen Niveau eintreten. Die Frage, 
wie etwaige Mehreinnahmen verwendet würden, stellt sich deshalb 
nicht. 

23. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung die Auffassimg, daß 

Dr. Struck bei einem Fortfall der Gewerbekapitalsteuer der 

(SPD) Objektsteuercharakter der Gewerbesteuer nicht 

mehr gewahrt ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 18. Februar 1986 

Die Bimdesre0erung hat wiederholt erklärt, daß weitere Eingriffe in die 
Gewerbesteuer in dieser Legislaturperiode nicht zur Diskussion stehen 
imd ohne eine Lösung für eine Neuordnimg des Gemeindefinanzsystems, 
der die Betroffenen zustimmen können, auch später nicht in Betracht 
kommen. In erster Linie sind deshalb die Vertreter der Wirtschaft und der 
Kommunen aufgerufen, die gegensätzliche Interessenlage abzuklären 
imd Einigungspunkte zu finden. Die nachfolgenden verfassungsrechtli- 
chen Ausführungen zur Beantwortung Ihrer Frage sind daher hypotheti- 
scher Natur. 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß bei Fortfall der 
Gewerbekapitalsteuer der Objektsteuercharakter der Gewerbesteuer in 
dem durch Artikel 106 Abs. 6 Grundgesetz (GG) bei der Gewerbesteuer 
als Realsteuer vorausgesetzten Sinn nicht mehr gewahrt wäre. Von Ver- 
fassimgs wegen kann der Gesetzgeber bestimmen, ob die Gewerbesteuer 
überhaupt erhoben wird und ob er zur Erfassimg der objektiven Ertrags- 
fähigkeit der Unternehmen neben dem Gewerbeertrag auch auf andere 
Faktoren abstellt, in denen die objektive Wirtschaftskraft eines Unterneh- 
mens zum Ausdruck kommt. Der Gesetzgeber kann damit, wie bisher 
schon geschehen, die Regelungen über die Besteuerungsgrundlagen der 
Gewerbesteuer ändern, solange der Realsteuercharakter - etwa durch 
Beibehaltimg der Vorschriften über die Hinzurechnungen und Kürzun- 
gen- gewahrt ist. Zui Höhe imd zum Gefüge des Steueraufkommens 
enthalten die Verfassungsnormen über die Gesetzgebungs-, Ertrags- und 
Verwaltungszuständigkeit keine Vorgaben. Insbesondere schreibt Arti- 
kel 106 Abs. 6 GG dem Gesetzgeber auch keine Anhäufung von Besteue- 
rungsgrundlagen für die Gewerbesteuer vor. 


24. Abgeordneter 
Dr. Struck 
(SPD) 


Wie hoch war der Anteü der ertragsunabhängi- 
gen Bestandteile der Gewerbesteuer an dem Ge- 
samtaufkommen der Gewerbesteuer 1979 und 
1985? 
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25. Abgeordneter Welcher Anteil davon entfällt 1985 auf die Ge- 

Dr. Struck werbekapitalsteuer? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 18. Februar 1986 

Die letzte amtliche Gewerbesteuerstatistik ist im Jahre 1970 durchgeführt 
worden. Die Ergebnisse einer Geschäftsstatistik für die Gewerbesteuer 
1981 liegen noch nicht vollständig vor. Der Anteü der ertragsunabhängi- 
gen Bestandteüe der Gewerbesteuer (Gewerbekapitalsteuer, auf Hinzu- 
rechnungen entfallende Gewerbeertragsteuer) läßt sich daher nur sehr 
grob schätzen. 

Im Jahre 1979 dürfte der Anteü der ertragsunabhängigen Bestandteüe 
der Gewerbesteuer am Gewerbesteuergesamtaufkommen etwa 30 v. H. 
betragen haben. 

Nach den Gewerbesteuersenkungen durch das Haushaltsbegleitgesetz 
1983 wird der Anteü der ertragsunabhängigen Bestandteüe der Gewer- 
besteuer im Jahre 1985 auf etwa 20 v. H. geschätzt. 

Auf die Gewerbekapitalsteuer dürften etwa 12 v. H. bis 13 v. H. des 
Gewerbesteueraufkommens entfaUen. 

In welcher Form \md in welcher Hohe sind von 
der Bundesrepublik Deutschland bislang global 
und individueU Entschädigungszahlungen für 
polnische Opfer nationalsozialistischer Gewalt- 
maßnahmen geleistet worden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 19. Februar 1986 

Zur Abgrenzung gegenüber reparationsrechüichen Tatbeständen macht 
das Bundesentschädigungsgesetz (BEG) eine Anspruchsberechtigung 
von bestimmten subjektiv-persönhchen Territorialitätsvoraussetzungen 
abhängig. Diese Voraussetzungen liegen bei in Polen lebenden NS- 
Verfolgten regelmäßig nicht vor. Aus den gleichen Gründen kommen für 
diesen Personenkreis auch keine Leistungen auf Grund der mit Richt- 
linien der Bundesregierung vom 3. Oktober 1980 und 26. August 1981 
(Bundesanzeiger Nr. 192 vom 14. Oktober 1980 und Nr. 160 vom 29. 
August 1981) getroffenen abschließenden Härteregelungen für jüdische 
Verfolgte und Verfolgte nichtjüdischer Abstammxmg in Betracht. 

Die weitaus überwiegende Zahl der NS-Opfer im Sinne von § 1 BEG 
(hauptsächlich rassisch und religiös Verfolgte) hat jedoch Polen verlas- 
sen. Diese emigrierten Verfolgten wurden weitgehend durch die Ent- 
schädigungsregelungen des BEG für überregionale Verfolgtengruppen 
erfaßt, soweit sie nicht ohnehin zu der großen Personengruppe der 
sogenannten Displaced Persons gehörten, die auf Grund eines gesetz- 
lichen Sondertatbestandes die voUen gesetzlichen Leistungen erhalten 
konnten. 

Darüber hinaus erhalten Personen, die unter der NS -Gewaltherrschaft 
aus Gründen ihrer Nationahtät unter Mißachtung der Menschenrechte 
geschädigt worden sind und am 1. Oktober 1953 oder danach Flüchtiinge 
im Sinne der Genfer Konvention vom 28. Juli 1951 waren oder geworden 
sind, gemäß Artikel VI BEG- Schlußgesetz (BEG-SG) vom 14. September 
1965 (BGBl. I S. 1315) Entschädigung für einen dauernden Schaden an 
Körper oder Gesundheit. Unter diese Regelung faUen insbesondere polni- 
sche Zwangsarbeiter, die aus Gründen ihrer Nationahtät einer besonders 
schlechten, gegen die Menschenrechte verstoßenden Behandlung ausge- 
setzt waren. Gegenwärtig erhalten etwa 2 700 sogenannte Nationalge- 
schädigte Entschädigungsrenten wegen Gesundheitsschadens mit einem 
jährhchen Gesamtaufwand von rund 23 Milhonen DM. 


26. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 
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Einschließlich der dem Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten 
Nationen von der Bundesregierung zur Verfügung gestellten Hilfsfonds 
für Nationalgeschädigte wurden an diesen Personenkreis Entschädi- 
gungsleistungen von inzwischen rund 600 Millionen DM gezahlt. Durch 
Vereinbarungen der Bundesregierung mit dem Hohen Flüchtlingsköm- 
missar der Vereinten Nationen vom 26. November 1981 und vom 
27. November 1984 wurden diesem noch weitere Beträge bis zu 8,5 Mil- 
lionen DM zur Durchführung abschließender Hilfsmaßnahmen für Natio- 
nalgeschädigte im Sinne von Artikel VI BEG-SG (analog zu den oben 
erwähnten abschließenden Härteregelimgen für jüdische Verfolgte und 
Verfolgte nichtjüdischer Abstammung) zur Verfügung gestellt, sofern 
diese Personen erst nach dem 31. Dezember 1965 ihre Heimat verlassen 
haben und Flüchtlinge im Sinne der Genfer Konvention geworden sind. 

Außerdem hat die Bundesregierung für polnische Opfer von pseudomedi- 
zinischen Versuchen in Konzentrationslagern Entschädigung gewährt. 
Nachdem den Geschädigten über das Internationale Rote Kreuz in Genf 
individuelle Entschädigungen von insgesamt über 40 Millionen DM 
gezahlt wurden, hat die Bundesregierung auf Grund eines Regierungsab- 
kommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepu- 
blik Polen vom 16. November 1972 weitere 100 Mülionen DM als Global- 
zuwendung (sowie 3 Millionen DM als Verwaltungskostenbeitrag) zur 
Verteüung durch die polnischen Behörden zur Verfügung gestellt. 

Schließlich hat die Bundesrepublik Deutschland mit der Volksrepublik 
Polen am 9. Oktober 1975 ein Abkommen zum Ausgleich aller Ansprüche 
auf dem Gebiet der Renten- und Unfallversicherung getroffen (BGBl. II 
1976 S. 393 ff). Auf Grund dieses Abkommens wurde ein Betrag von 
1,3 Milliarden DM an die Volksrepublik Polen gezahlt. Hierdurch wurde 
diese in die Lage versetzt, sozialversicherungsrechtliche Leistungsan- 
sprüche auch von ehemaligen KZ-Häftlingen, Zwangsarbeitern und ähn- 
lichen Geschädigten nach innerstaatlichem polnischen Recht abzu- 

Haben die bislang von der Bundesrepublik 
Deutschland geleisteten Entschädigimgszahlim- 
gen für polnische Opfer nationalsozialistischer 
Gewaltmaßnahmen jeweüs auch die Betroffenen 
bzw. deren Angehörige direkt erreicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
voml9. Februar 1986 

Auf die Verteüung der erwähnten Globalsumme von 100 MiUionen DM 
durch die polnischen Behörden hat die Bundesregierung gemäß Artikel 2 
des genannten Abkommens keinen Einfluß. Der Bundesregierung ist 
lediglich aus polnischen Presseberichten bekannt, daß diese Frage vor 
Jahren in der polnischen Öffentlichkeit und im polnischen Parlament zu 
Diskussionen geführt hat. 

28. Abgeordneter 
Marschewski 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 18. Februar 1986 

Der Bundesrat hat den Gesetzesantrag des Landes Baden-Württemberg 
auf gegriffen und im Frühjahr 1984 einen entsprechenden Gesetzentwurf 


Wann beabsichtigt die Bimdesregienmg, den 
seitens des Landes Baden- Württemberg vor über 
einem Jahr eingebrachten Gesetzentwurf, der 
die Gemeinnützigkeit der Pflanzen- und Klein- 
tierzuchtvereine vorsieht, zu behandeln, und 
teüt die Bundesregierung die Meinimg Baden- 
Württembergs? 


decken. 

27. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 
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eingebracht. Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzesan- 
trag bitte ich der in der Drucksache 10/ 1368 , abgedruckten Stellung- 
nahme der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf zu entnehmen. 

Der Gesetzentwurf liegt dem Finanzausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges vor. Dieser hat die Beratungen einstweilen ausgesetzt. Er möchte 
zunächst die Vorschläge einer unabhängigen Sachverständigenkommis- 
sion abwarten, die vom Bundesminister der Finanzen eingesetzt worden 
ist und die das gesamte Gemeinnützigkeitsrecht grundlegend überprüfen 
soU (vgl. Drucksache 10/4513 S. 10). 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

Wie hat sich das Bruttoinlandsprodukt pro Ein- 
wohner auf Bundesebene und in Bayern absolut 
und prozentual seit 1980 entwickelt, und wie 
erklärt die Bundesregierung die unterschiedli- 
che Entwicklung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 13. Februar 1986 

Die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner in Bayern, 
verglichen mit dem Bundesgebiet, ist für den Zeitraum 1980 bis 1984 in 
der beigefügten Tabelle 1 dargestellt. Sie zeigt, daß das Niveau des 
Bruttoinlandsprodukts je Einwohner 1984 unter dem Bundesdurchschnitt 
lag; allerdings hat sich der Abstand durch das überdurchschnittliche 
Wachstum der bayerischen Wirtschaft seit 1980 beträchtiich verringert. 
Am größten war der Wachstumsvorsprung Bayerns im Jahre 1981. 

Für die Bundesländer können mangels ausreichender statistischer Unter- 
lagen keine bundesweit vergleichbaren tiefgeghederten Branchenent- 
wicklungen erstellt werden. Die Untergliederung in die fünf großen 
Wirtschaftsbereiche (vgl. Tabelle 2) zeigt, daß Bayern in allen Bereichen 
seit 1980 eine günstigere Entwicklung zu verzeichnen hatte, wobei der 
Vorsprung im Warenproduzierenden Gewerbe am deutlichsten ausfiel. 
Moderne, wachstumsintensive Wirtschaftszweige haben in Bayern einen 
stärkeren Einfluß auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Auch dürfte 
sich die Entwicklung des Hotel- und Gastgewerbes in Bayern als traditio- 
nellem Ferienland positiv auf das Wirtschaftswachstum ausgewirkt 
haben. 


Bruttoinlandsprodukt je Einwohner^) Tabelle 1 

- in jeweiligen Preisen - 



in Millionen DM 

Veränderung gegen Vorjahr in v. H. 


Bayern 

Bund 

Bayern 

Bund 

1980 

22 824 

24 061 



1981 

23 989 

25 034 

5,1 

4,0 

1982p 

25 022 

25 963 

4,3 

3,7 

1983p 

26 302 

27 147 

5,1 

4,6 

1984p 

27 687 

28480 

5,3 

4,9 

Jahresdurch- 
schnittliche Ver- 
änderung 1984/80 



4,9 

4,3 


Die Zahlen entsprechen den zuletzt regionalisierten Werten für das Bundesge- 
biet (Stand Mitte 1985). Die jüngste Revision der Bundesweite ist aus Ver- 
gl eichsgründen nicht berücksichtigt. 

p) Vorläufiges Ergebnis 


29. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 
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Bruttowertschöpfung- für fünf Wirtschaftsbereiche in Bayern und im Bundesgebiet^) Tabelle 2 

- in jeweiligen Preisen - 
Veränderung gegen Vorjahr in v. H. 



Insgesamt 

Land- und 
Forst- 
wirtschaft 

Waren- 

produzierendes 

Gewerbe 

Handel 

imd 

Verkehr 

Dienst- 

leistungs- 

Unternehmen 

Staat, 

private 

Haushalte 


Bayern 

Bund 

Bayern Bund 

Bayern Bund 

Bayern Bund 

Bayern Bund 

Bayern Bimd 

1981 

6,0 

4,8 

6,5 8,0 

2,7 1,3 

5,1 6,0 

11,7 9,4 

6,9 6,5 

1982p 

5,3 

4,4 

13,1 13,0 

3,7 2,4 

2,9 2,8 

9,1 8,6 

3,8 3,5 

1983p 

5,7 

4,6 

-_6,6 -9,7 

5,7 3,9 

3,7 3,1 

9,2 8,7 

3,8 3,3 

1984p 

5,3 

4,4 

2,0 2,9 

6,2 5,0 

4,1 3,7 

6,0 5,1 

2,7 2,5 

Jahresdurch- 








schnitüiche Ver- 








änderung 1984/80 

5,6 

4,5 

3,5 3,2 

4,6 3,1 

4,0 3,9 

9,0 7,9 

4,3 4,0 


Die Zahlen entsprechen den zuletzt regionalisierten Werten für das Bundesge- 
biet (Stand Mitte 1985). Die jüngste Revision der Bundeswerte ist aus Ver- 
gleichsgründen nicht berücksichtigt. 


p) Vorläufiges Ergebnis 

Quellen: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder, 
Herbst 1985 

Statistische Berichte des Bayerischen Landesamts für Statistik und 
Datenverarbeitung, Juni 1985 

30. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung den anläßlich 

Wissmann der diesjährigen Bilanzpressekonferenz der 

(CDU/CSU) Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerk AG 

gemachten Vorschlag, die Elektrizitätsversor- 
gungsuntemehmen durch eine Änderung des 
Wettbewerbsrechts in die Lage zu versetzen, 
Stromverbrauchem mit besonders stromintensi- 
ver Produktion in Abweichung vom kartellrecht- 
lichen Gleichbehandlungs gebot niedrigere 
Strompreise zu Lasten der übrigen Stromver- 
braucher einzuräumen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 18. Februar 1986 

Mit der Strompreisproblematik stromintensiver Produktionen hat sich die 
Bundesregierung bereits im Jahr 1983 eingehend beschäftigt. Dabei 
zeigte sich, daß allgemein anerkannte Abgrenzungskriterien für den 
Begriff „stromintensive Produktion" nicht zur Verfügung stehen. 

Der Schwerpunkt der Strompreisproblematik liegt indessen bei beson- 
ders stromintensiver Produktion und hier im Bereich der Nichteisenme- 
tallhütten. Diese von Strompreisproblemen besonders betroffenen Unter- 
nehmen sehen mit großer Sorge die erheblichen Kostensteigerungen in 
der Stromerzeugimg auch auf Grund der verschärften Umweltschutzbe- 
stimmungen und befürchten daraus Strompreiserhöhungen, die eine 
Gefährdung ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit mit sich bringen. 
Vor diesem Hintergrund ist der auf der Büanzpressekonferenz des RWE 
zur Diskussion gestellte Vorschlag zu werten, im gesamtwirtschaftlichen 
Interesse durch eine Einschränkung des Diskriminierungsverbots des 
Kartellgesetzes für stronüntensive Unternehmen niedrigere Strompreise 
zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die darin liegende 
staatliche Sanktionierung einer Diskrinünierung nicht stromintensiver 
Industrien oder anderer Abnehmergruppen ein gangbarer Weg ist, die 
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Probleme der stromintensiven Produktionen in der Bundesrepublik 
Deutschland zu lösen. Ebensowenig könnte sie einer direkten oder indi- 
rekten Subventionierung der Strompreise für stromintensive Produktio- 
nen zustimmen. 

Eine gesetzliche Regelung, die Diskriminierungen erlauben würde, wäre 
wie eine Subventionsgewährung auch mit kaum lösbaren EG -rechtlichen 
Problemen verbunden. Sie wäre zudem innerhalb der deutschen Indu- 
strie schwerlich konsensfähig. 

Ein gangbarer Weg kann vielmehr darin liegen, auf der Basis der gegen- 
wärtigen Bestimmungen des Preis- und Wettbewerbsrechts insbesondere 
die elektrizitätswirtschaftlich relevanten Charakteristika des jeweiligen 
stromintensiven Abnehmers bei der Preisbüdung zu berücksichtigen imd 
die Strompreise dementsprechend zu differenzieren. Die stromintensiven 
Unternehmen werden dabei ihrerseits zu prüfen haben, ob und inwieweit 
sie sich mit ihrer Abnahmestruktur an die Laststruktur des Elektrizitäts- 
versorgungsimternehmens anpassen können, um auf diese Weise zur 
weiteren Einsparung von Kosten in der Stromversorgung und -verteüung 
beizutragen. Außerdem werden die stromintensiven Produktionen alle 
Verbundvorteüe einzubringen haben, und zwar auch durch Verbreite- 
rung ihrer technologieintensiven Produktpalette. 

Stromintensive Produktionen haben als Großabnehmer von Strom vor- 
nehmlich im Grundlastbereich für die Wirtschaftlichkeit der Elektrizitäts- 
versorgungsuntemehmen besondere Bedeutung. Eine Stillegung dieser 
Produktionen könnte das jeweilige Versorgimgsuntemehmen in Abhän- 
gigkeit von seiner Kapazitätssituation, insbesondere im Grundlastbereich 
empfindlich treffen, umso mehr, wenn dies auch zur Schließimg von 
Unternehmen nachgeordneter Produktionsstufen führen würde, eine 
Gefahr, die in einer kürzlich veröffentlichten ite- Studie nicht von der 
Hand gewiesen wird. 

In dieser Situation sind die Elektrizitätsversorgimgsuntemehmen imd die 
stromintensiven Unternehmen auf gerufen, in den bevorstehenden Ver- 
handlungen ihre Spielräume in den Bemühungen um einen international 
wettbewerbsfähigen Strompreis im Einzelfall voll auszuschöpfen, um zu 
einer für beide Seiten wirtschaftlichen Lösung zu kommen. Sie sollten 
dabei auch in Betracht ziehen, sonst bevorstehende abrupte Preissteige- 
rungen zu vermeiden, indem rechtzeitig damit begonnen wird, für einen 
Übergangszeitraum eine stufenweise Anhebung der Strompreise zu ver- 
einbaren. 

Die Entwicklung insgesamt wird durch die Summe von im einzelnen 
nicht vorhersehbaren Einzelentscheidungen bestimmt werden. Dies 
schließt auch gegebenenfalls strukturelle Anpassungsentscheidungen 
der betroffenen Unternehmen ein, wenn es trotz Ausschöpfung aller 
hierfür bestehenden Möglichkeiten nicht gelingt, auf längere Sicht inter- 
national wettbewerbsfähige Strompreise zu vereinbaren. 


31. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Verhandlungen zwischen 
dem australischen Rohstoffkonzem CRA Mel- 
bourne imd der Krupp Stahl AG bzw. anderen 
deutschen Stahlkonzemen, und wie beurteüt 
die Bundesregiemng diese Beteiligung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 18. Februar 1986 


Die Verhandlungen mit dem australischen Konzern CRA werden auf 
Unternehmensebene ohne Beteiligung der Bundesregierung geführt. Die 
Bundesregierung ist bisher über Verhandlungen in neuerer Zeit nicht 
unterrichtet worden. 
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Die Bundesregierung geht davon aus, daß sie rechtzeitig eingeschaltet 
wird, wenn durch Verhandlungen mit CRA die mit dem Bimd geschlosse- 
nen Verträge über die Gewährung von Strukturverbesserungshilfen 
betroffen werden. 


32. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Sanierung und Neuord- 
nung von Arbed Saarstahl, und welchen konkre- 
ten und konstruktiven Beitrag leistet die Bundes- 
regierung zu diesem Vorhaben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 18. Februar 1986 


Auf Einladung der saarländischen Landesregierung haben im Januar 
1986 zwei Spitzen gespräche stattgefunden, an denen Vertreter des Bun- 
des, der Banken, der IG Metall, der Dillinger Hütte imd des betroffenen 
Unternehmens teügenommen haben. Dabei haben die Beteiligten zu 
erkennen gegeben, daß sie zu Beiträgen bereit sind, die zu einer 
abschließenden Sanierungslösung für Arbed Saarstahl führen können. 
Die Gespräche werden in Kürze fortgesetzt. 

Als Beitrag des Bundes wurde in Aussicht gestellt, daß er im Rahmen der 
von ihm verbürgten Bankkredite an einer Entschuldung des Unterneh- 
mens mitwirken und der Ausübung der Option auf 76 v. H. der Saarstahl- 
Geschäftsanteüe zugunsten der Saarländischen Investitionskreditbank 
zustimmen wird, sofern auch die übrigen wirtschaftlich Beteiligten sich 
zu angemessenen Sanierungsleistungen bereitfinden. Diese erneuten 
Unterstützungsmaßnahmen der Bimdesregierung müssen im Zusammen- 
hang mit den vom Bund seit 1978 bereits gezahlten Zuschüssen in 
Gesamthöhe von rund 825 Millionen DM, den gewährten Bürgschaften 
von 705 Millionen DM sowie den übernommenen Zinsen/Tügimgen auf 
verbürgte Kredite von bisher rund 190 Millionen DM gesehen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


33. Abgeordneter 

Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 


Inwieweit bezieht der Bimd die Arbeiten am 
Aueninstitut in 7550 Rastatt in seine umweltpoli- 
tischen Überlegungen ein, und welche Förder- 
maßnahmen sind in diesem Zusammenhang 
denkbar bzw. vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 18. Februar 1986 

Die Einrichtimg des Aueninstituts durch die Umweltstiftung World- 
Wüdlife-Fund Deutschland (WWF- Deutschland) begrüße ich sehr. Bereits 
seit seiner Gründung bestehen zwischen dem Institut, der Bundesfor- 
schungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsökologie und meinem 
Haus Kontakte. Unter anderem wurden mir zwei Projekte des Instituts 
vorgestellt, für die die Möglichkeit einer Förderung als Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben für den Umweltschutz im Agrarbereich grund- 
sätzlich gegeben sein dürfte. Die Förderungsvoraussetzungen wurden 
mit dem Leiter des Aueninstituts bereits erörtert. 

Unabhängig von diesen Vorhaben besteht grundsätzlich auch die Mög- 
lichkeit, daß die Umweltstiftung WWF-Deutschland die Trägerschaft 
eines gesamtstaatlich repräsentativen Natur Schutzvorhabens übernimmt. 
So werden dem WWF-Deutschland (Ökologiestation Bremen) als Träger 
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des Projektes „Borgfelder Wümmewiesen" seit 1985 Bundesmittel bereit- 
gestellt, die für die „Errichtung und Sicherung schutzwürdiger Teüe von 
Natur und Landschaft mit gesamtstaatlich repräsentativer Bedeutung" 
bestimmt sind. Derzeit stehen hierzu allerdings keine Mittel mehr zur 
Verfügung. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung 

34. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Marschewski die Lage vergewaltigter Frauen, von denen nur 

(CDU/CSU) etwa jede 42. eine materielle Entschädigung hat 

durchsetzen können, zu verbessern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 19. Februar 1986 

Vergewaltigte Frauen, die eine Gesundheitsstörung davongetragen 
haben, erhalten Versorgung nach dem Opferentschädigungsgesetz. 
Sofern die Gesundheitsstörung nicht nur vorübergehender Art ist und 
einen bestimmten Schweregrad (Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
mindestens 25 v. H.) erreicht, werden Rentenleistungen gewährt. Heü- 
behandlimg wegen der erlittenen Gesundheitsstönmgen steht ohne 
Rücksicht auf Schwere und Dauer der Gesundheitsstönmgen zu. 

Zu den Gesundheitsstörungen, die zu Leistungen nach dem Opferent- 
schädigungsgesetz führen können, gehören auch Gesundheitsstörungen 
auf seelischem Gebiet. Darauf ist in den vom Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung herausgegebenen Anhaltspunkten für die ärztliche 
Gutachtertätigkeit ausdrüc^ch hingewiesen. 

Angaben über die Zahl der Versorgungsanträge und das Ergebnis des 
Verwaltungsverfahrens liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Auf der nächsten überregionalen versorgungsmedizinischen Fortbü- 
dungstagung für Begutachtungsfragen im Juni 1986 werden nochmals 
die psychischen Folgen einer Vergewaltigung und deren einheitliche 
Begutachtung diskutiert werden. Besondere gesetzliche Maßnahmen hält 
die Bundesregierung derzeit nicht für erforderlich. 

Der von der Bundesregierung dem Bundesrat zugeleitete Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Verbesserung der Stellung des Verletzten im Straf- 
verfahren (BR-Drucksache 51/86) enthält wesentiiche Verbesserungen 
der Rechtsstellung derjenigen Frau, die durch eine Straftat gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung verletzt ist. Dabei werden auch die Möglich- 
keiten erweitert, daß sie ihren Schadensersatzanspruch gegen den Täter 
schon im Strafverfahren geltend macht; dieser Ersatzanspruch wird 
gegenüber dem staatlichen Anspruch gegen den Täter wegen der Ver- 
fahrenskosten priviligiert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


35. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Wer hat die Amtshüfe der Bundeswehr für Poli- 
zeieinsätze in Wackersdorf beantragt, und mit 
welchen Befehlen des Bundesministers der Ver- 
teidigung wurde sie in den zuständigen Gliede- 
rungen der Bundeswehr (Korps, Division, Briga- 
de, Bataillon) umgesetzt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 12. Februar 1986 

Die Amtshilfe der Bundeswehr für Polizeieinsätze in Wackersdorf wurde 
Ende September 1985 vom Bundesnünister des Innern beantragt. Dem 
Ersuchen wurde von der Leitung des Bundesnünisteriums der Verteidi- 
gung Anfang Oktober 1985 grundsätzlich zugestimmt. 

Der Führungsstab des Heeres hat die 4. Panzergrenadierdivision sodann 
fernschriftlich angewiesen, der Bayerischen Bereitschaftspolizei in den 
Kasernen in Pfreimd und Neunburg vorm Wald sowie gegebenenfalls in 
Roding und Cham Notquartiere und Versorgungseinrichtungen zur Ver- 
fügung zu stellen. 

ln welcher Weise ist bei den bisherigen Einsät- 
zen des Bundesgrenzschutzes und der bayeri- 
schen Polizei logistische Unterstützung gewährt 
worden, und inwieweit sind bei der Gewährung 
der Amtshilfe auch Soldaten und zivile Dienst- 
kräfte der Bundeswehr beschäftigt gewesen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 12. Februar 1986 

Umfang der Unterstützung in den tatsächlich in Anspruch genommenen 
Standorten: 

- Neunburg vorm Wald 

Behelfsunterkunft in zwei Sporthallen sowie in Teüen eines Unter- 
kunftsgebäudes für maximal 600 Polizeibeamte in der Zeit vom 13. bis 
23. Dezember 1985 und für 50 Beamte am 7. Januar 1986. 

- Pfreimd 

Behelfsunterkunft in zwei Sporthallen, einem Unterrichtsraum sowie 
in Teilen eines Unterkunftsgebäudes für 400 Polizeibeamte in der 
Zeit vom 13. bis 23. Dezember 1985 und für 200 Beamte am 6./7. Ja- 
nuar 1986. 

In beiden Standorten wurden darüber hinaus weitere Einzelleistungen 
wie Parkplätze und Betriebsstoff zur Verfügung gestellt. 

Soldaten und zivüe Mitarbeiter der Bundeswehr waren dabei lediglich im 
Rahmen ihres normalen Aufgabenbereichs zur Gewährleistung der oben 
angeführten Sachleistungen beschäftigt (z. B. Kasernenkommandant für 
Unterkimftsfragen, Tankwart für Betankung, Heizer für Beheizung). 


36. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Welche Einheiten der Bundeswehr in der nähe- 
ren Umgebung von Wackersdorf waren zur Zeit 
der Amtshilfe für die Polizei in Wackersdorf zu 
Truppenübungsplatzaufenthalten befohlen, und 
waren diese Übungsplatzaufenthalte Bestandteil 
einer längeren Übungsplanung oder sind sie 
kurzfristig angeordnet worden, um logistische 
Kapazitäten freizumachen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 12. Februar 1986 

Die Masse der 4. Panzergrenadierdivision, darunter Truppenteile aus 
Standorten in der näheren Umgebung von Wackersdorf, verlegten ab 
3. Januar 1986 (Marschtag) bzw. ab 6. Januar 1986 (Marschtag) für die 
Dauer von zwei bis drei Wochen auf die Truppenübungsplätze Hohenfels 


37. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 
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und Grafenwöhr. Diese Truppenübungsplatzaufenthalte waren bereits 
bei der übhchen Planungskonferenz am 24. April 1985 festgelegt worden. 
Sie sind nicht angeordnet worden, um logistische Kapazitäten freizuma- 
chen. Im Dezember 1985 befand sich kein Truppenteil der 4. Panzergre- 
nadierdivision auf einem der Truppenübungsplätze. 


38. Abgeordneter Wie weit sind die Überlegungen der Bundesre- 

Dr. Feldmann gierung zur Neuordnung des Kantinenwesens in 

(FDP) der Bundeswehr gediehen, und wann wird der 

vom Parlamentarischen Staatssekretär Würz- 
bach für Ende 1985 zugesagte Bericht über die 
Versorgung der Soldaten durch Kantinen der 
Bundeswehr den Mitgliedern des Verteidigungs- 
ausschusses vorgelegt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. Februar 1986 

Die Überlegungen zur Neuordnung des Kantinenwesens stehen vor dem 
Abschluß. 

Der zugesagte Bericht wurde dem Vorsitzenden des Verteidigungsaus- 
schusses mit Datum 18. Januar 1986 übersandt. 


39. Abgeordneter 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt und hat sie ihre 
Zustimmung erteüt zu der Einrichtung eines 
Schießstandes für die britischen Streitkräfte auf 
der Grenze zwischen dem Ortsteü Rödinghausen 
und den Ortsteüen Buer und Bmchmühlen der 
Stadt Melle, und welche Gründe haben für diese 
Standortwahl gesprochen? 


40. Abgeordneter 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Mit welcher Munition soll auf dieser Schieß anla- 
ge geschossen werden, und ist auch ein Nacht- 
schießen geplant? 


41. Abgeordneter 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung bei ihrer Zustimmung 
berücksichtigt, daß die jahrelangen Bemühun- 
gen der betroffenen Gemeinden um Anerken- 
nimg als Kiuorte mit dem Bau der Schießanlage 
zunichte gemacht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. Februar 1986 

Die britischen Streitkräfte haben eine Schießanlage innerhalb der von 
ihnen genutzten Birdwood- Barracks in Rödinghausen im Interesse der 
Anwohner stillgelegt. Sie haben danach ein Gelände von 1,5 Hektar zur 
Errichtung einer neuen Schießanlage angefordert, das im Umkreis von 
15 Küometem um die Birdwood-Barracks Rödinghausen liegen soll. Diese 
Liegenschaftsanfordenmg hat das Bimdesnünisterium der Verteidigung 
im März 1983 der Landesregierung von Nordrhein- Westfalen mit der 
Bitte um Stellungnahme nach dem Landbeschaffungsgesetz übernüttelt. 
Die Stellungnahme der Landesregierung steht noch aus. Die Bundesre- 
gierung konnte deshalb bisher einem bestimmten Standort für die 
Schießanlage noch nicht zustimmen. 
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42. Abgeordneter 

Neumaim 

(Bramsche) 

(SPD) 


Ist der Biindesregiening bekannt, daß mit ihrer 
Zustimmung zu dem Schießstand das Naberho- 
limgsgebiet „Grüner See" zerstört würde und 
ein Alten- und Pflegeheim dem Schießplatz wei- 
chen müßte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. Februar 1986 

Es soll mit Infanteriemunition geschossen werden. 
Nachtschießen soll nur gelegentlich stattfinden. 


43. Abgeordneter 

Lange 

(DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß die Sollflugstunden des Jagd- 
bombergeschwaders 35 (Phantoms) in Pfersfeld 
bei Sobemheim überschritten werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. Februar 1986 

Nein. 


44. Abgeordneter 

Lange 

(DIE GRÜNEN) 


Stimmt es, daß die Zahl der Flugstunden, also 
auch die über Soll geflogenen, bei der Bewer- 
timg des Geschwaders hinzugezogen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 18. Februar 1986 

In die Bewertung des Geschwaders fließt auch die Flugstundenzahl ein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


45, Abgeordneter Kann die Bundesregierung den in ihrer Antwort 

Würtz vom 7. August 1985 (Drucksache 10/3736, Fra- 

(SPD) ge 71) mir dargelegten „insgesamt positiven Ein- 

druck über das Internationale Jahr der Jugend" 
nach Ablauf dieses Jahres bestätigen, und wenn 
ja, welches sind die positiven Ergebnisse des 
Internationalen Jahres der Jugend? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 14. Februar 1986 

Die Bundesregierung hält an ihrer insgesamt positiven Bewertung des 
Internationalen Jahres der Jugend fest. Sie nennt dafür beispielhaft die 
folgenden Ergebnisse: 

1. Das Bewußtsein für die Problemlagen junger Menschen wurde 
gestärkt. Hierzu haben insbesondere die im Jahr der Jugend veröf- 
fentlichten Ergebnisse der Jugendforschung beigetragen. 

2. Die internationale Zusammenarbeit im Bereich der Jugendpolitik 
wurde ausgebaut. Beispiele hierfür sind die erste Europäische Jugend- 
ministerkonferenz und die Vollversammlung der Vereinten Nationen, 
die mehrere Tage ausschließlich jugendpolitische Themen beriet. 
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3. Die Hilfen für Ausbildung und Arbeit suchende junge Menschen 
wurden deutlich verstärkt. Beispiele hierfür sind der Ausbau des 
Benachteüigtenprogramms und die Ausweitung von Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen. 

4. Die Förderung der Jugendarbeit wurde weiter ausgebaut. Der Mittel- 
ansatz für den Bundesjugendplan wurde erhöht. Auch einige Bundes- 
länder haben die Förderung der Jugendarbeit verbessert 

5. Durch zahlreiche Initiativen auf lokaler und regionaler Ebene erhielt 
die Jugendarbeit wichtige Anstöße für ihre inhalüiche Weiterentwick- 
lung. 

46. Abgeordneter Wer bestellt medizinische Ethikkommissionen, 

Seesing und wie sind sie zusammengesetzt? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 18. Februar 1986 

Die Rechtsgrundlage für die Tätigkeit von Ethikkommissionen ist bezüg- 
hch der Durchführung klinischer Versuche ant Menschen oder der For- 
schung mit vitalen menschlichen Gameten und lebenden embryonalem 
Gewebe oder der epidemiologischen Forschung mit personenbezogenen 
Daten gegenwärtig § 1 Abs. 4 der Muster- Berufsordnung für die deut- 
schen Ärzte (Deutsches Ärzteblatt, Heft 45 vom 8. November 1985, 
S. 3371 ff). Auch die Richtlinien zur Durchführung von in vitro- FertUisa- 
tion und Embryotransfer als Behandlungsmethode der menschlichen Ste- 
rilität (Deutsches Ärzteblatt, Heft 22 vom 29. Mai 1985, S. 1691 bis 1968) 
und die Richtlinien zur Forschung an frühen menschlichen Embryonen 
(Deutsches Ärzteblatt, Heft 50 vom 13. Dezember 1985, S. 37, 57 ff.) ent- 
halten Vorschriften über die Einschaltung von Ethikkommissionen. Die 
zuletzt genannte RichÜinie enthält eine weitere Vorlagepflicht bei der als 
ständigem Ausschuß der Bundesärztekammer eingerichteten zentralen 
Kommission. 

Die Ärztekammern erarbeiten z. Z. Satzimgen für die Kommissionen. 
Schon am 12. Januar 1979 hat die Bundesärztekammer Empfehlungen 
zur Errichtung von Ethikkommissionen beschlossen, um den Ärztekam- 
mern ihre Aufgabe zu erleichtern, auf die Einhaltung der ärzüichen Ethik 
zu achten. Danach bestehen die Kommissionen aus fünf Mitghedern, vier 
Ärzten und einem Juristen, mit dem Recht, Sachverständige beratend 
zuzuziehen. 

Im Universitätsbereich wird eine Ordnung für das Verfahren vor den 
Ethikkommissionen der medizinischen Fachbereiche vorbereitet. Die 
Ethikkommission der Medizinischen Fakultät der Westfähschen Wil- 
helms-Universität zu Münster koordiniert z. Z. die Bemühungen der in 
einem Arbeitskreis zusammengeschlossenen Ethikkommissionen der 
Universitäten imd Ärztekammern um ein einheitliches Verfahren. 

In der Regel haben die EthikkommLssionen beratende Funktionen. Die 
Einzelverantwortimg der Ärzte bleibt unberührt. Die angeführten Vor- 
schriften machen allen Angehörigen der Ärztekammern in der Bundesre- 
pubhk Deutschland zur Berufspflicht, die Richtiinien zu beachten oder 
sich durch Ethikkommissionen entsprechend beraten zu lassen. Verstöße 
können berufsrechtlich geahndet werden, sobald die Regelung in der 
Musterberufsordnung in die Berufsordnungen der Landesärztekammern 
. übernommen worden ist. 

47. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hegen der Bimdesregierung 

Seesing über Arbeitsweise, Beurteilungskriterien und 

(CDU/CSU) Zusammensetzung privater Ethikkommissionen 

(z. B. bei pharmazeutischen Betrieben) vor? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 18. Februar 1986 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß einige Einrichtungen, die klinische 
Prüfungen durchführen, eigene Ethikkommissionen besitzen. Der 
Arbeitskreis medizinischer Ethikkommissionen der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) macht zur Zeit in Zusammenar- 
beit mit der Bundesärztekammer eine Erhebung über private Ethikkom- 
missionen. Nach vorliegenden Erkenntnissen unterziehen private Kom- 
missionen die Prüfungsanordnüng und Zielsetzung der klinischen Prü- 
fung einer kritischen Würdigung unter rechthchen und ethischen 
Gesichtspunkten. Im übrigen güt für jeden Arzt die Berufsordnung (vgl. 
Antwort zu Frage 46). 


48. Abgeordneter 
Seesing 
(CDU/CSU) 


Wie kann sichergestellt werden, daß die aner- 
kannten Regeln medizinischer Forschung auch 
dort eingehalten werden, wo die ärztlichen Stan- 
desregeln nicht greifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 18. Februar 1986 

Soweit Naturwissenschaftler, die nicht Ärzte sind, Forschung betreiben, 
können nur Landes- oder Bundesrecht dafür sorgen, daß bestimmte 
Regeln eingehalten werden. Auch über die Bewilligung von Mitteln für 
die Forschung könnte Einfluß genommen werden. 


49. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Wann wird der von Frau Bundesminister Prof. 
Dr. Süssmuth angekündigte Gesetz entwrurf zum 
Beruf des Rettungssanitäters dem Deutschen 
Bundestag zur Entscheidung vorgelegt? 


50. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Ist die Vorabstimmung mit den Bundesländern, 
den betroffenen Verbänden und dem Bundesrat 
soweit abgeschlossen, daß mit einer Zustimmung 
gerechnet werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 18. Februar 1986 

Auf der Grundlage des Berichts der Arbeitsgruppe „Rettungssanitäter" 
des Bund/-Länderausschusses „Rettungswesen" (vgl. Antworten auf die 
Fragen 12 und 13 des Abgeordneten Haungs - Plenarprotokoll 10/148, 
S. 10970/71) bereitet der Bundesminister für Jugend, Famüie und 
Gesundheit einen Entwrurf für ein Gesetz über den Beruf des Rettungssa- 
nitäters vor. Der Referentenentwurf für ein solches Gesetz soll bis zum 
Frühjahr dieses Jahres erstellt sein und wrird dann mit den beteiligten 
Fachkreisen, den Berufsverbänden und Hüfsorganisationen sowrie mit 
den Bundesressorts und den Ländern erörtert und ab gestimmt. Wegen 
der Vielschichtigkeit der Problematik (z. B. Einbeziehung der ehrenamt- 
lich im Rettungswesen Tätigen und der Berufsfeuerwehren, Kostenfra- 
gen) ist nicht damit zu rechnen, daß die Abstimmung iiüt den Beteüigten 
so rechtzeitig abgeschlossen werden kann, daß ein Beschluß der Bundes- 
regierung und die Einbringung des Gesetzentwrurfs noch in dieser Legis- 
laturperiode möglich sein werden. Die Vorlage soll jedoch in der näch- 
sten Legislaturperiode so bald wne möglich erfolgen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

51. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Haungs die Besitzer von Kraftfahrzeugen mit Katalysator 

(CDU/CSU) einen großen Beitrag zum Umweltschutz leisten, 

und wenn ja, beabsichtigt die Bundesregierung 
als Anreiz für den Kauf von Fahrzeugen mit 
Katalysator die jährliche Abgassonderuntersu- 
chung (ASU) für diese gänzlich abzuschaffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 17. Februar 1986 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Kraftfahrzeughalter mit 
der Anschaffung und dem ordnungsgemäßen Betrieb von Kraftfahrzeu- 
gen mit Katalysator oder anderen (bedingt) schadstoffarmen Kraftfahr- 
zeugen einen wirksamen Beitrag zur Entlastung der durch den Kraftfahr- 
zeugverkehr verursachten Umweltbelastungen leisten. Hierzu gehört 
auch die entsprechende Umrüstung von bereits im Verkehr befindlichen 
Kraftfahrzeugen. Die steuerliche Förderung macht dies auch deutlich. 

Die Abschaffung der Abgassonderuntersuchung, insbesondere für Kraft- 
fahrzeuge nüt Katalysator, erscheint allerdings nicht vertretbar, weil sie 
bei defekter Abgasreinigungsanlage wesentlich mehr Schadstoffe aussto- 
ßen können als herkömnüiche Kraftfahrzeuge. Der Schadstoffausstoß 
eines Fahrzeuges mit Katalysator kann bei defekter Abgasreinigungsan- 
lage bis zum zehnfachen anst eigen! Die bestehende steuerliche Bevorzu- 
gung dieser Fahrzeuge ist auch nur dann gerechtfertigt, wenn die einge- 
baute Abgasreinigunganlage funktionstüchtig ist und bleibt. Dies soll mit 
der Abgassonderuntersuchung sichergestellt werden. 

52. Abgeordneter Welche Unfallschwerpunkte sind auf deutschen 

Maaß Straßen (Bundesautobahnen, Bundes- und Land- 

(CDU/CSU) Straßen) auf mangelnde Straßengriffigkeit (Rau- 

heit) zurückzuführen, nachdem Untersuchungen 
ergeben haben sollen, daß 20 v. H. des Straßen- 
netzes nicht rauh genug seien? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 19. Februar 1986 

Der Bundesregierung liegen keine Angaben über Unfallschwerpunkte 
auf Bundesfemstraßen, auch nicht über die zitierten Untersuchungen vor, 
die auf mangelnde Straßengriffigkeit zurückzuführen sind. Das Erkennen 
von Unfallschwerpunkten, deren Ursachen und die Einleitung geeigneter 
Gegenmaßnahmen liegen im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht in 
der Zuständigkeit der jeweiligen Baulastträger. Für die Bundesfernstra- 
ßen nehmen diese Aufgaben die Auftragsverwaltungen (Länder) wahr 
(Artikel 90 GG). Im übrigen wird mit den üblichen Deckenbauweisen 
- bis auf wenige Ausnahmen - eine ausreichende Griffigkeit erzielt. 

53. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Maaß im Interesse der Verkehrssicherheit getroffen, 

(CDU/CSU) bzw. welche Schritte wird sie zur Beseitigung 

der derzeitigen Zustände ergreifen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 19. Februar 1986 

Die Bundesregierung ist bemüht, durch Erfahrungsaustausch, For- 
schungs- und Entwicklungsmaßnahmen die bau- und verkehrstechni- 
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sehen Grundlagen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit auch in diesem 
Punkt ständig zu verbessern. 


54. Abgeordneter Wann wird die Deutsche Bundesbahn ihre ost- 

Dr. Jobst bayerischen Strecken, Regensburg, Hof und 

(CDU/CSU) Nümberg/Furth i. W., die als Anschlxißstrecken 

zu den Neubaustrecken für diese Region von 
Bedeutung sind, elektrifizieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 18. Februar 1986 

Nach Mitteilung der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn (DB) 
ist eine Elektrifizierung der Strecken Regensburg — Hof und Nürnberg- 
— Schwandorf — Furth i. W. derzeit nicht geplant. Gemessen am heuti- 
gen und an dem zu erwartenden Verkehrsaufkommen auf diesen Strek- 
ken ist eine Umstellung des Dieselbetriebes auf elektrische Traktion bei 
Eigenfinanzierung durch die DB betriebswirtschaftlich nicht zu ver- 
treten. 


55. Abgeordneter Wie weit ist das Linienfeststellungsverfahren für 

Dr. Friedmann die B 500 „neu", die der Umgehung Baden-Ba- 

(CDU/CSU) dens dienen soll, inzwischen gediehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 19. Februar 1986 

Auf Grund von Einwendungen des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau und des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wurden für die Bestimmung der Linienführung der 
B 500, Verlegung zwischen Baden-Baden und Baden-Baden/Geroldsau 
{Ortsumgehung Baden-Baden), ’ ergänzende Trassenuntersuchungen 
. erforderlich. Die Untersuchungen sind noch nicht abgeschlossen-, ein 
abschließendes Gespräch Land/Bund steht noch aus. Der Bundesminister 
für Verkehr bemüht sich jedoch um baldigen Abschluß des Verfahrens. 


56. Abgeordneter 

Dr. Friedmann 


(CDU/CSU) 


Von welchem zuschußfähigen Gesamtbetrag 
geht der Bund beim Bau des Michaelstunnels in 
Baden-Baden aus, der als GVFG-Maßnahme 
vorgesehen ist, und ab wann werden welche 
Raten gezahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 19. Februar 1986 

Die zuschußfähigen Kosten für das kommunale Straßenbauvorhaben 
Michaelstunnel in Baden-Baden betragen derzeit 143,5 Millionen DM. 
Daraus ergeben sich Finanzhilfen des Bundes nach dem Gemein de ver- 
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) von rund 86,1 Millionen DM. Die 
Zuteilung der Finanzhilfen des Bundes auf die einzelnen Bauvorhaben 
erfolgt durch die Länder. 

Bis einschließlich 1985 wurden bereits Finanzhilfen von 4,9 Millionen DM 
gewährt. Für 1986 ist eine Rate von 8 Millionen DM vorgesehen. Nach 
den Vorstellungen des Landes Baden- Württemberg sollen in den kom- 
menden Jahren jeweils Raten von etwa 14 Milhonen DM bereitgestellt 
werden. Zu den genannten Raten kommen noch Zuwendungen des 
Landes in Höhe von 25 v. H. der zuwendungsfähigen Kosten. 
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57. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 19. Februar 1986 

Die beschriebene Situation des Ortsteils Solms der Gemeinde Niederaula 
ist der Bundesregierung bekannt. 

Lärmschutzmaßnahmen an bestehenden Bunde sfemstraßen können nur 
durchgeführt werden, wenn der Verkehrslärm an einer baulichen Anlage 
einen bestimmten Mittelungspegel übersteigt. Die Bundesregierung hat 
diesen Mittelimgspegel kürzhch auf 70 dB (A) am Tage oder 60 dB (A) 
nachts gesenkt. 

Die von der hessischen Straßenbauverwaltung auf der Basis aktueller 
Verkehrsdaten aufgestellte schalltechnische Untersuchung hat ergeben, 
daß im Bereich Niederaula/Solms an keinem Wohngebäude einer der 
maßgebenden Grenzwerte überschritten wird. Die Mittelungspegel he- 
gen auch an den nächstgelegenen Wohngebäuden vielmehr deutiich 
unter diesen Grenzwerten. Lärmschutzmaßnahmen können daher zu 
Lasten des Straßenbaulastträgers an der A 7 im oben genannten Bereich 
nicht durchgeführt werden. 

Zur Lärmverminderung an der Neubaustrecke Hannover — Würzburg der 
Deutschen Bundesbahn (DB) ist auf der gesamten Brückenlänge eine 
beidseitige schallabsorbierende Brückenbrüstung vorgesehen, die in 
Richtung Norden durch einen zwei Meter hohen Lärmschutz wall bis zum 
angrenzenden Richthof-Tunnel ergänzt wird. 

Der voraussichthche Gesamtmittelimgslärmpegel hegt mit 53/50 dB (A) 
(Tag/Nacht) deutiich unter dem für Schienenwege maßgebenden Grenz- 
wert in Höhe von 67/57 dB (A). 

Es ist deshalb nicht beabsichtigt, für den Ortsteil Solms über die ver- 
einbarten Maßnahmen hinaus noch zusätzliche Lärmschutzmaßnahmen 
an der Neubaustrecke vorzusehen. 


Ist der Bimdesregienmg die besondere Situation 
des Ortsteils Solms der Gemeinde Niederaula 
(Kreis Hersfeld-Rotenburg) unter dem Gesichts- 
pimkt der Lärmbelästigung bekannt, die geprägt 
ist durch die unmittelbar an dem Ortsteil in 
20 Meter Höhe vorbeiführende Bundesautobahn 
A 7 (Hattenbacher Dreieck) und künftig durch 
die Schnehb ahnstrecke der Deutschen Bundes- 
bahn Hannover — Würzburg, die ebenfaUs in 
einer Höhe von rund 20 Meter über eine 
1 600 Meter lange Brücke unmittelbar an dem 
Ortsteü vorbeiführen wird? 


Ist der Bimdesregierung bekannt, daß beide Ob- 
jekte (Bimdesautobahn und SchneUbahnstrek- 
ke), über die Lärmbelästigimg hinaus für die 
Bewohner des Ortsteils Solms Bhcksperren in 
Richtung Süd-West (Autobahn) und künftig 
Nord-Ost (Schnellbahn) bedeuten, die die psy- 
chologische Situation der Bürger erhebhch bela- 
sten? 


Ist der Bimdesregienmg eine Gemeinde im länd- 
lichen Raum bekannt, die unter ähnlichen Bela- 
stungen leidet, und ist sie bereit, für den Orts- 
teü Solms besondere Lärmschutzmaßnahmen 
zu ergreifen? 
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Der Blick vom Ortsteil Solms in das Fulda-Tal wird durch die Neubau- 
streckenbrücke der DB zwar beeinträchtigt, jedoch nicht versperrt. Durch 
die Maßnahmen des landschaftspflegerischen Begleitplanes wird eine 
gute Einghederung der Strecke in die Landschaft angestrebt; unvermeid- 
bare Eingriffe werden ausgegüchen. Die Planung ist mit den Natur- 
schutzbehörden und zuständigen Fachbehörden ab gestimmt worden. 


60. Abgeordneter 
Marschewski 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die organisa- 
torische Planänderung der regionalen Leitungs- 
ebene im Bereich der Bundesbahndirektion in 
Essen, die dazu führt, daß das Betriebsamt Reck- 
linghausen, welches fast identisch mit dem Kreis 
Recklinghausen - dem bevölkerungsreichsten 
Kreis des Bundesgebietes - ist, zerschnitten 
wird, vor dem Hintergrund der Verfügung des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbahn vom 
29. März 1985, die besagt, daß Wirtschaftsgebie- 
te, Ballungsräume und wichtige Strecken nicht 
auf zwei oder mehrere Regionaldezemate aufge- 
teilt werden sollten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 19. Februar 1986 

Die von Ihnen zitierte Verfügung des Vorstandes der Deutschen Bundes- 
bahn (DB) ist eine innerdiensüiche Richtiinie für die Präsidenten der 
Bundesbahndirektionen; sie enthält u. a. Rahmenbedingungen für die 
Neuordnung der regionalen Leitungsebene und Kriterien für die Abgren- 
zung von Zuständigkeitsgebieten. Wie die DB mitgeteüt hat, mußten 
jedoch mitunter aus übergeordneten eisenbahnbetriebhchen Gründen 
— so auch in diesem Fall — Kompromiss'' ^oyenüber Grenzen kommunaler 
Gebietskörperschaften gefunden werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeidewesen 


61. Abgeordneter 

Pauli 


(SPD) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost für den 
Großraum Koblenz den Abschluß eines weitrei- 
chenden Kooperationsvertrages im Bereich der 
Breitbandverkabelung mit einem einzelnen Un- 
ternehmen plant bzw. abgeschlossen hat, und 
wenn ja, welche Gründe sind für die Nichteinbe- 
ziehimg des Hcuidwerks in diesen Kooperations- 
vertrag maßgebend? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 19. Februar 1986 

Es trifft nicht zu, daß die Deutsche Bundespost (DBP) für den Großraum 
Koblenz einen Kooperationsvertrag im Bereich der Breitbandverkabe- 
lung abgeschlossen hat. Wie auch in anderen Bereichen des Bundesge- 
bietes sind aber auch für den Bereich Koblenz in der Vergangenheit 
Interessenten an einer Kooperation auf die DBP zugekommen; ein kon- 
kreter Vertragsabschluß zeichnet sich z. Z. jedoch nicht ab. 
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62. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 

Pauli daß es nicht nur aus Wettbewerbsgründen, son- 

(SPD) dem auch aus Gründen der Belebung der Bau- 

konjunktur sinnvoll wäre, wenn die Hausan- 
schlüsse bei der Breitbandverkabelung unter 
marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten von 
einer Vielzahl von Fachbetrieben des Hand- 
werks ausgeführt würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 19. Februar 1986 

Auch die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es nicht nur aus 
Wettbewerbsgründen, sondern auch aus Gründen der Belebung der 
Baukonjunktur sinnvoll wäre, wenn die Hausverkabelung unter markt- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten von einer Vielzahl von Fachbetrieben 
des Handwerks ausgeführt würde. Da nach der „Gemeinsamen Erklä- 
mng von Bundespost und Handwerk" vom 15. Juni 1984 die Zuständig- 
keit und alleinige Verantwortlichkeit für die Netzebene 4 (Hausverteü- 
netze) bei der privaten Wirtschaft liegt, kann die Deutsche Bundespost 
(DBP) auch keinen Einfluß darauf nehmen, um diesen Markt in der 
Netzebene 4 sicherzustellen. 

Kooperationsverträge, die die DBP mit Privaten zur Verkabelung und 
Vermarktung von Breitbandanschlüssen abschließt, beziehen sich immer 
nur auf die in der Zuständigkeit der DBP liegenden Netzebene 3. Durch 
Kooperationsverträge ändern sich somit rechtlich die Verhältnisse im 
Zuständigkeitsbereich der privaten Wirtschaft/Handwerk, nämlich der 
Netzebene 4, nicht. Dies gilt natürlich auch für den mit der Firma Süweda 
am 24. Januar 1986 abgeschlossenen Kooperationsvertrag für den 
Bereich Mainz. Hier kann nach wie vor jede Firma, die Hausverkabelun- 
gen vornehmen will, den Anschlußnehmern seine Dienste anbieten. Dies 
wird auch die Firma Süweda tun. Wie der Bundesregierung bekannt ist, 
wird sie ihre Leistungen gmndsätzlich ausschreiben, so daß der Wettbe- 
werb hier zusätzlich gesichert ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Biidung 
und Wissenschaft 

63. Abgeordneter Teüt die Bundesregiemng die Auffassung, daß 

Baum nach Erlaß der Verordnung über den Ausbü- 

(FDP) dungsberuf Ver- imd Entsorger am 30. Mai 1984 

und dem Abschluß von inzwischen 1100 Ausbü- 
dimgsverträgen bundesweit nun schnellstens für 
diesen neuen Ausbüdungsberuf auch ein fach- 
lich qualifizierter staatlich anerkannter Meister- 
beruf folgen muß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 18. Februar 1986 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß für die Verbesserung der 
beruflichen Qualifikation im Bereich der Ver- und Entsorgung neben der 
bereits erlassenen Ausbüdungsverordnung vom 30. Mai 1984 die bundes- 
einheitliche Regelung der beruflichen Fortbüdung zum Meister in der 
Ver- und Entsorgung dringend erforderhch ist. Auf Weisung des Bundes- 
ministeriums für Büdung und Wissenschaft hat das Bundesinstitut für 
Berufsbüdung zusammen mit Sachverständigen der beteiligten Ver- 
bände und Organisationen einen entsprechenden Verordnungsentwurf 
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erarbeitet, der dem Bundesministerium für Büdung und Wissenschaft 
Mitte Dezember vorgelegt wurde. Der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft hat inzwischen die erforderhche inhaltliche Prüfung des 
Verordnungsentwurfs eingeleitet und die beteiligten Verbände zur 
abschließenden Stellungnahme aufgefordert. 


64. Abgeordneter Welche Einzelfragen bedürfen zu dem seit dem 

Baum 25. Juli 1985 für den Meisterberuf vorhegenden 

(FDP) Verordnungsentwurf des Bundesinstituts für Be- 

rufsbüdung noch der Klärung, und was unter- 
nimmt die Bundesregierung, um diese eventuell 
noch erforderhchen Klärungen in Eigenzustän- 
digkeit schnellstmöghch herbeizuführen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 18. Februar 1986 

Nach dem derzeitigen Sachstand gibt es im wesenthchen zwei Probleme, 
die einer Abstimmimg imd Klärung bedürfen, und zwar die Regelimgen 
über die mündhche Ergänzimgsprüfung und die Frage, wie viele Fächer 
bestanden sein müssen, damit die Prüfung insgesamt bestanden ist. Über 
diese Bestimmungen, die auch in anderen Verordmmgsbereichen eine 
wichtige Rolle spielen, konnte bisher mit den beteüigten Spitzenverbän- 
den der Wirtschaft und der Gewerkschaften keine Einigkeit erzielt wer- 
den. Das Bundesministerium für Büdung und Wissenschaft wird die noch 
offenen Fragen im Zusammenwirken mit den Sozialpartnern so schnell 
wie möghch klären, damit der Verordnungsentwurf dem Hauptausschuß 
des Bundesinstituts für Berufsbüdung zur Anhörung gemäß § 19 Nr. 1 des 
Berufsbüdungsförderungsgesetzes zugeleitet und anschheßend verkün- 
det werden kann. 


Bonn, den 21. Februar 1986 
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